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Sachverhalt und Antrãge 

Der Beschwerdeführer meldete sich mit Schreiben vom 
22. November 1988 zur europáischen Eignungsprüfung vont 
19.-21 April 1989 an. Zuin Nachweis seiner natur- oder 
ingenieurwissenschaftlichen Ausbildung in Sinne des Art. 7 
(1) Buchet. a) der Vorschriften Ober die europáische 
Eignungsprüfung für die belt EPA zugelassenen Vertreter 
vom 21. Oktober 1977 (- VEP; veröffentlicht in AB1. EPA 
1983, 282) und der dazu von der Prüfungskommission 
erlassenen Durchführungsvorschriften (- VEPDV; AB1. EPA 
1980, 220) überreichte der Beschwerdeführer ein Diplont, 
ein Diplomzeugnis und eine Bescheinigung des Instituts 
Juventus Zurich, Abend-Technikuxn Zurich, Höhere Technische 
Lehranstalt, daB er das Diplont der Abteilung für 
Fernmeldetechnik erha].ten habe. Ferrier fügte er seiner 
Anxneldung eine Bescheinigung seines Arbeitgebers bei, daB 
er in der Patentabteilung seit dent 1. April 1985 ganztàgig 
bescháftigt gewesen sei. 

Nit Schreiben vom 9. Februar 1989 unterrichtete der Vor-
sitzende der Prüfungskominission gexnäB Art. 18 (1) VEP den 
Beschwerdeführer, daB die Prüfungskonnnission entschieden 
habe, daB die Anrneldung des Beschwerdeführers zur 
europáischen Eignungsprüfung abgelehnt worderi sei. Zur 
Begründung ist ausgeführt, daB der Beschwerdeführer die 
nach Nr. 5.4.1 VEPDV erforderliche Voraussetzung nicht 
erfülle, daB der Bewerber auBer der nach Art. 7 (1) b) VEP 
vorgeschriebenen Beschãftigungszeit von vier Jahren 
zusãtzlich drei Jahre lang auf Volizeitbasis Tatigkeiten 
auf dent Gebiet des Patentwesens ausgeUbt hat. Dieser 
Nachweis sei aber erforderlich gewesen, da das vorgelegte 
Diplom von einer Lehranstalt ausgesteilt sei, die der 
Liste B der VEPDV angehôre. 
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Gegen diese Entscheidung richtet sich die Beschwerde, mit 
der der Beschwerdeführer geltend rnacht, daB von Thin zu 
Unrecht eine zusãtzliche Patentberufspraxis von drei 
Jahren gefordert verde. Das sei nicht gerechtfertigt, veil 
sich die Studiendauer der Absolventen von Lehranstalten 
der List. A gegenUber der Studiendauer der Absolventen von 
Lehranstalten der Liste B nicht urn drei Jahre unter-
scheide. Ferner wexde dit sch'ulische Vorbildung von 
Bewerbern der Liste B nicht durch zusátzliche drei Jahre 
Patentberufspraxis gleichuertig. Auch sei dem Arbeitgeber 
eine siebenjàhrige Ausbildung nicht zuzuinuten, da das 
Lernziel bei Bewerbern nach der Liste A oder B gleich sei. 
Eine unterschiedliche Eignung der Bewerber nach beiden 
Listen sei anhand des Erfolgs bei der Eignungsprüfung 
nicht festzustel].en. Der Gesetzgeber habe eine Kompen-
sation von ungleicher Schulausbildung durch Patentberufs-
praxis nicht vorgesehen. SchlieBlich kórine ein Mandant aus 
der Bezeiclmung "zugelassener Vertreter" nicht erkennen, 
veiche Vertreter eine siebenjährige und veiche Vertreter 
em. vierjãhrige Ausbildung und Berufspraxis genossen 
hãtten. 

Der Beschwerdeführer erklàrte, daB er sich durch die 
Entscheidung beschwert tühle, da er drei. Jahre lang 
gehindert Verde, eine freiberufliche Tatigkeit auf dent 
Gebiet des Patentwesens auszuüben. Eine mündliche 
Verhandlung beantrage er nicht. 

Entscheidungsgrunde 

Die Beschwerde 1st geinãB Art. 23 (2) VEP zulãssig. 

Nach Art. 23 (1) VEP karin gegen Entscheidungen der 
Prcifungskoinmission nur wegen Verletzung der VEP oder einer 
Bestiminung Beschwerde erhoben verden, die bei der Durch-
führung der VEP anzuwenden ist. Eine soiche Ver].etzung in 
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Sinne des Art. 23 (1) VEP vermag die Kaininer nicht 
festzustellen. 

	

3. 	Art. 7 (1) VEP regelt die Zulassungsbedingurigen für die 

europãische Eignungsprufung. Danach auB ein Bewerber 

ein natur- oder ingenieurwissenschaftliches Hoch-
schu].diplom erworben haben oder der Prüfungs-

konunission nachweisen kônnen, daB or gleichwertige 

natur- oder ingenieurwissenschaftliche Kenntnisse 
besitzt, 

mindestens vier Jahre lang auf Volizeitbasis tAtig 
gewesen seiri. 

Besitzt der Bewerber kein natur- oder ingenieurwissen-
schaftliches Hochschuldip].oin, so bestiimnen die VEPDV unter 
Nr. 5.4.1 (AB1. EPA 1980, 220) für den Nachweis gleich-
wertiger natur- oder ingenieurwissenschaftlicher Kennt-
riisse, daB der Bewerber auBer der nach Art. 7 (1) b) VEP 
vorgeschriebenen Bescháftigungszeit von vier Jahren 
zusãtz].ich drei Jahre lang auf Vollzeitbasis Tãtigkeiten 

auf dein Gebiet des Patentwesens ausgeübt hat. Da der 

Beschwerdefuhrer einen Nachweis über diese zusátzliche 
dreijahrige Tätigkeit nicht geführt hat, inuBte die 
Prüfungskonunission semen Antrag auf Zulassung zur Prüfung 
zurückweisen. Die angefochtene Entscheidung verletzt im 
Sinne des Art. 23 (1) VEP daher weder die VEP noch die 
VEPDV. Die Entscheidung ist daher zu Recht ergangen. 

	

4. 	Wenn der Beschwerdeführer gleichwohl meint, daB die 
angefochtene Entscheidung seine Anineldung zur europãischen 
Eignungsprufung zu Unrecht abgelehnt habe, weil von ihm 
eine zusátzliche dreijahrige Tátigkeit gemãB der VEPDV 
nicht verlangt werden kônne, so inacht er damit geltend, 
daB die VEPDV nicht anwendbar sind, veil sie rechtsunwirk- 
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cain sind. Wàren die VEPDV rechtsunwirksam, so kônnte vorn 

Beschwerdeführer ein Nachweis über die Gleichwertigkeit 

seiner Kenntnisse mit denen eines Hochschuldiploms nicht 

durch den Nachweis einer zusàtzlichen dreijãhrigen Tátig-

keit verlangt werden. Das würde aber nicht bedeuten, daB 

dainit seine Beschwerde erfolgreich ware, denn dann fehit 

as an dcii Nachweis der Gleichwertigkeit der natur- oder 

ingenieurwisse'nsdiaftlichen Xenntnisse des Beschverde-

führers Mt denen, die sin natur- oder ingenieurwissen-

schafti iches Hochschuldiplom reprásentiert, Uberhaupt. 

Einer Aufforderung zur Führung eines soichen Nachweises 

der G].eichwertigkeit der Kenntnisse des Beschwerdeführers 

nit denen 1  die ein Hochschuldiplom vermittelt, bedurfte es 
nicht :  da die Kaner keine Zweifel an der Rechtsgü].tigkeit 

der VEPDV hat. Nach Art. 5 (2) Satz 1 VEP erlãBt die 

Prufungskomznission Vorschriften für die Durchführung der 

Prufung. Damit hat der Gesetzgeber der VEP, nãnlich der 
Verwaltungsrat, seine Befugnis zum ErlaB von Bestinnungen 

auf die Prüfungskommission delegiert. Mit den ErlaB von 
Durchführungsbestimiuungen ilbt somit die Prüfungskoinmission 

insoweit auf sie ubertragene Befugnisse des 

Verwaltungsrats aus. Daher bedurfte as einer Mitwirkung 

des Verwaltungsrats bein ErlaB dieser 

Durchführungsvorschriften nicht. Gleichwohl hat die 

Prüfungskommission die VEPDV den Verwaltungsrat zugeleitet 

und dieser hat gegen ihren beabsichtigten ErlaB keine 

Einwande erhoben. 

Bestiminungen, die der Verwaltungsrat oder kraft Delegation 

die Prüfungskoinmission zur Durchführung der Prüfung 

erlABt, kônnen von der Beschwerdekammer auf ihre 

Rechtsgültigkeit nur in sehr beschrãnktem thnfang überprüft 

werden, veil für den ErlaB soicher Bestimmungen den 

zustãndigen Gremien ein Erinessen zusteht. Das ist auch 

erforderlich, veil das Gesetzgebungsorgan die Befugnis 
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haben mug, unter mehreren denkbaren Rege].ungen die Lãsung 

auszuwählen, die nach seiner Meinung dem Sachverhalt 

angemessen ist. Dieses Ermessen des Gesetzgebers ist für 

die Rammer nicht nachprüfbar. Es mag daher gem, daB die 

getroffene Regelung Ungereimtheiten enthált oder Härten 

für den BeschwerdefUhrer mit aich bringt. Das láBt sich 

bei einer generellen Regelung verschiedener Sachverhalte 

nie vermeiden. Solange aber das Gesetzgebungsorgan beim 

ErlaB einer Regelung semen Ermessensspielraum nicht 

mi$braucht hat - und das behauptet weder der Beschwerde- 

führer noch besteht dafür im vorliegenden Fall der 

geringste Anhaltspunkt -, solange kann die Rammer die 

erlassenen DurchfUhrungsbestiinmungen nur auf den 

jeweiligen Fall anweriden, auch wenn der Beschwerdeführer 

der Neinung sein solite, eine andere Regelung ware besser 

als die erlassene. Mit einexn soichen Anhiegen znüBte sich 

der Beschwerdeführer an den Gesetzgeber, nicht aber mit 

einer Beschwerde an die Kainmer wenden. 

7. 	Die Rammer koinmt daher zum Ergebnis, daB gegen die Rechts- 

gü].tigkeit der VEPDV keine Bedenken geltend zu machen 

sind. Sie bestätigt dainit ihre frühere Entscheidung vom 

4. Februar 1982 (AB1. EPA 1982, 258), mit der sie festge-

stehlt hatte, daB die Rege].ung der VEPDV nicht zu bean-

standen ist, die bestinunte Schulabsch].üsse au8erhalb des 

Hochschulbereichs nur unter der Voraussetzung einer 

zusãtz].ichen Berufserfahrung von drei Jahren als 

ausreicherid ansieht. Daher ist die Beschwerde 

zurückzuweisen. 
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Entscheidungsformel 

Aus d.tesen Gründen wird entschieden: 

Die Beschverde vird zurückgewiesen. 

Der Geschãftsste1i.eribeate: 	Der Vorsitzende: 

~ - /& 	 - ito-W 
(J. Rücker].) 	 (P. Gori) 
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